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srr. 1« Beilage zür

Derlen aus den Gewässern der
Lteinack beiScbönau <« c,dc>berg>

Um das Jahr 1760 War das idyllische Wiesental der

Steinnch bei dem ehemaligen Kloster ÄHönan » nd bei

Herligkrenzsteinach der Schauplatz ereignisvoller Regie -

rungsmaßnahmen des kurpjäizijchen Hofes . Nicht das;
Serenissimus in der alten kurfürstlichen Residenz zu Hei¬
delberg die Sonne seines gütigen Wohlwollens hätte schei¬
nen lassen, nein , Hoheit feierten im Riesenbau des Mann¬
heimer Schlosses und den lauschigen Gärten des großen
Parkes zu Schwetzingen glänzend : Feste in Pracht und
verschwenderischer Fülle , bejubelt von den Freudenrufen
der devoten Einwohner , die nach harten Kriegsjahren rei¬
chen Verdienst fanden . Drärigte doch ein Fest das andere ,
und die Handwerker hatten alle Hände vollauf zu tun , die
Bestellungen des kurpfälzischen Hofes auszuführen . Mit
vollen . Händen streute Serenissimus das Geld aus , das
liebe Geld , nach denr heimische Musiker und Dichter geiz¬
ten , das aber auch von fremden Gästen nicht verschmäht
ward .

Karl Theodor , der letzte Kurpfälzer Herrscher, verstand
Feste zu feiern , ward aber auch nicht müde in der Er¬
schließung neuer Einnahmequellen zur Bestreitung der
Kosten dieser glänzenden Festlichkeiten, und so holte er
das Geld auch aus den geschwätzigen Wassern der rasch
zu Tal eilenden Steinach . Es ist ein schönes Wiesental ,
das sich von Heiligkrenzsteinach znüschen den beiderseitigen
Höhen , hinabzieht bis nach Neckarsteinach, ivo der Neckar
das Bächlein des Odenwaldes mit offenen Armen emp¬
fängt . Aber gerade hier hörten die Hoheitsrechte von Kur -
Pfalz auf ; doch das sollte für die geplante Staatsaktion
kein Hemmnis werden .

Einer der Hofbeamten hatte nämlich Serenissimus
einen Floh ins Ohr gesetzt , wie man weiter zu Geld kom¬
men könnte. Solche Musik liebte Hoheit . Nun los ! Per -
lenzüchtcrei lautete die Devise . Perlen , die kannten kur¬
fürstliche Gnaden nur zu gut ; spielten sie doch in den
Schäferfpielen der rauschenden Festtage , aber auch in den
Rechnungen der Goldschmiede eine große Rolle . Perlen
im eigenen Lande, in den Gewässern unserer geliebten
Pfalz ! Fast wäre Serenissimus dem Vortragenden Rat bei
Eröffnung dieser Lieferquelle um den Hals gefallen . Und
die kann man züchten? Nun mußten sich Hoheit doch be¬
quemen , eine Vorlesung über die Entstehung und Ge¬
winnung von Perlen mitanzuhören , um zu erfahren , daß
Perlen eigentlich mit einer perlmutterglänzenden Schale
überzogene Fremdkörper sind, die zwischen dem Mantel
und der Schale der Perlmuschel liegen und so gewonnen
werden können.

Während in den hellerleuchteten Festsälen des Mann¬
heimer Schlosses die Paare im leichten, graziösen Me¬
nuettschritt dahinzogen , und draußen im Schwetzinger
Garten sich die Herren in den Rollen der verliebten Schä¬
fer , gefielen , rumpelte aus dem bayrischen Wald eine
Extrapost Heidelberg zu mit sonderbarer Fracht : 800
Stück Flußperlmuscheln ; neun Jahre später folgten noch¬
mals 400 Stück aus Deggendorf an der Donau . Trotz
der weiten Entfernung hatten die Tiere die Reise gut ver-
tragen , und unter sorgfältiger Behandlung setzte man die
Perlenfrösche , wie die Tiere genannt wurden , in das Was¬
ser der Steinbach (nicht Steinach ) . In der Zwischenzeit
angestellte Untersuchungen hatten nämlich ergeben , daß
die Beschaffenheit des von Peterstal kommenden und bei
Ziegelhausen mündenden Wassers dem Fortkommen der
eingeführten Flußperlmuscheln am besten zuträglich sei.
weil . sie hier ähnliche gleich günstige Verhältnisse fanden
wie in der östlichen Heimat .

Eine kurfürstliche. Bekanntmachung setzte schwere Stra¬
fen auf die böswillige und mutwillige Beschädigung und
Entwendung von Perlenfröschen : „ bei Henkens Strafe "
lautete eine Drohung . Aber gegen Naturereignisse schütz¬
ten auch die amtlichen Verbote nichts , rmd so erfolgte im
Jahr 1770 eine Überschwemmung des sehr engen Täl -
chens ; weithin bedeckte Sand die Wiesen . Dies sollte nach
der Meinung der Sachverständigen der gedeihlichen Ent¬
wicklung der sorglich gehüteten Tiere nicht dienlich sein ;
darum sammelte man einen Korb voll der umherliegenden
Flußmuscheln und setzte sie im Nachbartal in das Wasser
der Steinach , in den Mühlgraben bei Altneudorf . Doch
so einfach ging diese Staatshandlung nicht vor sich ; ebst
mußte der Küchenschreiber Lebersorg dazu seine Einwil¬
ligung geben, und er tat 's .

Da kommt im Jahr 1782 der kurfürstliche Herr Amts¬
keller Schmuck in hohen Rohrstiefeln durch das Gras der
Wiesen geschritten, holt da und dort eines der fremden
Dinger aus dem Wasser, beguckt , beaugenscheinigt die
Tierchen und notiert sich das Ergebnis ; anscheinend ist er
zufrieden mit der Fortpflanzung der Perlenfrösche sowohl ,
als auch mit den gefundenen Perlen . Eines nur erregt
sein Mißfallen : durch die Holzflößerei auf der Steinach
könnten die kostbaren Schätze hinuntergeschwemmt wer¬
den in fremde Gebiete , so daß am Ende hier der Bürger
eines fremden Landes in den Besitz einer kurpfälzischen
Perle käme ! Nicht auszudenken , das Unglück.

Urarlsruber Leitung . Lsdlscder Staatsanzeiger Lr. 91 irr. April iss«

In der Zwischenzeit aber werden Karl Theodors Ge¬
danken von diesen höchst landesherrlichen Maßnahmen
abgelenkt durch ein neues Weltereignis : er erbt die Krone
von Bayern . Wichtige Staatsgeschäfte ertöten die klein¬
lichen Spieleroien im Steinachtal ; aber des getreuen
Amtskellers Bericht nach München über gefundene Perlen
rufen die Erinnerung wieder wach. Ei , daß Serenissimus
auch hatte die Perlen vergessen können ! Das Interesse
für diese kostbare Staatseinrichtung tritt wieder in den
Vordergrund und veranlaßt einen regen Schriftwechsel
zwischen den Amtsstellen . Mit dem Tode Karl Theodors
1790 wird der Schlußpunkt hinter all die Verordnungen
gesetzt .

Doch iin Jahr 1822 findet ein badischer Aktenwurm das
Aktenbnndel mit der Aufschrift ; „Perlenfischerei ". Das
ist Futter für die Grübler . Sie stürzen sich auf die Akten
und auf die stillen Wassertiere, welch letztere nun systema¬
tisch ihrer Perlen beraubt werden . Die schönsten Perlen
der Heimat gehen an die großherzogliche Familie über ;
aber es hat sich gezeigt , daß von einer rentablen Perlen¬
züchterei nicht die Rede sein kann. Mit dem Tode des
Großherzogs Ludwig schläft die Angelegenheit wieder
ein , bis der Verein für Naturkunde in Mannheim Inter¬
esse an der Sache gewinnt zwecks Studium der Lebens -
iveise der Tiere und der Bildung der Perlen . In den
1848er Jahren gelangen die Gemeinden des Steinach¬
tales , Schönau , Altneudorf und Heiligkreuzsteinach, in
den Besitz des Fischwassers und damit auch der Perlen .
Das Wasser wird verpachtet, und der und jener hat Glück,
eine schöne Perle zu finden . Schließlich werden die Fluß -
Perlmuscheln öffentlich zum Verkauf ausgeschrieben und
Körbe voll der Tiere wandern in die Nachbarbäche des
Odeuwaldes , ja selbst nach Walldürrn und Königheim .

In Heidelberg hat der Juwelier Geiger manche Perle
aus den Beständen der Steinach verarbeitet ; iin übrigen
weiß man wenig mehr von dem überkommenen Erbe aus
kurpfälzischen Zeiten . Nur die vielen leeren Muschel¬
schalen im Kies des Neckars erinnern noch daran , und
wenn einer in Walldürrn und Königheim in den dortigen
Gewässern Flußperlenmuscheln findet , ist er nun über die
Herkunft der fremden Eindringlinge unterrichtet.

W. Sigmund .

Zm Lteinkreuzkorscbung
in Baben

Im Auftrag des Landesvereins Bah. Heimat von Max Waller,
Amorbach*

gleich an alten Flurdeukmalrn sind viele Gegenden uriserer
badischen Heimat . Graubärtige Grenzsteine , oft kaum bear¬
beitet, Bildstöcke in den mannigfaltigsten Formen und plumpe ,
schwere Steinkreuze , oft halb versunken infolge ihrer Last, be¬
gegnen allenthalben dem Wandersmann und lassen vor ihm
Denken und Fühlen , Art und Tat längst versunkener Ge<
schlechter wieder aufleben . Leicht lassen sich Alter und Zweck
der Marksteine an ihren Wappen und Abzeichen noch bestim¬
men , hie Bildstöcke berichten meist getreulich in ihren Inschrif¬
ten von Herkunft und Veranlassung , aber so gut wie nichts
verraten uns die Steinkreuze über Zeit und Grund ihrer
Entstehung . Nur die Sage umrankt viele von ihnen und wirft
einen schwachen Lichtschimmer in das heutige Dünkel ihres
Daseins .

Seit einigen Jahrzehnten hat sich in den verschiedensten
Gegenden Deutschlands und darüber hinaus die wissenschaft¬
liche Forschung dieser alten Steinkreuze angenommen. Mag
hat sie ausgesucht , verglichen , ist in Archiv und Überlieferung
ihrer Geschichte nachgegangen. Schritt für Schritt hat man
das um sie gewobene Geheimnis aufgehellt , ist man sich, trenn
auch noch lange nicht klar, so doch klarer geworden über das
Alter , die Bedeutung und den Ursprung der Kreuze . ■Eine
Reihe wertvoller, zusammenfassender Arbeiten liegt vör, ein
jüngst erschienenes, sehr gut auSgeftattetes Buch über die alten
Steinfreuze in Sachsen bringt

'
Hne lückenlose

'
Zusammen - ,

tragung sämtlicher Denkmäler
'

dieser Art im Bereich dieses
Landes . Auch der Landesverein „Badische Heimat «' hat sich
nunmehr in den Dienst der Aufnahme und Erforschung sol¬
cher Flurdenkmäler gestellt und seinem Volkskundeausschuß
vor zwei Jahren eine Abteilung für Steinkreuz - und Bildstock-
forschuirg angegliedert . Erst für zwei Teilgebiete des badischen
Landes liegen Arbeiten vor , die , von einer umfassenden Auf¬
nahme aller vorhandenen Steinkreuze in den betreffenden
Landstrichen ausgehend, an Hand der allgemeinen Forschungs¬
ergebnisse neue Erkenntnisse zur Erforschung der Steinkreuze
erbringen . Im hinteren Odenwald gelang es dem Verfasser
dieses Aufsatzes, nicht weniger als 63 vorhandene und 15 ver.
schwundene Kreuze festzustellen , in der Bühler Gegend fand
O . A . Müller 15 Kreuze.

Fast immer wurden die Steinkreuze an Plätzen »nd Wegen
errichtet, viele unter ihnen sind letzte Erinnerungen an ehedem
verkehrswichtige Straßen . Stets sind sie aus einem Stück

* Vergleiche: Schriftenreihe vom Bodensee zum Main , Hei¬
matblatt Nr . 25 „Vom Steinkreuz zum Bildstock" und Nr . 88
„Volkskunst im badischen Frankenland ^, Verfasser Max Walter .
Lu beziehen durch die „Badische Heimat E . B .", Freiburg i. Br .

gearbeitet , ab und zu sogar zusammen mit dem schweren
Sockel . Als Werkstoff diente meist das Gestein, das die nähere
Umgebung darbot . Zwei Grundgestaltungen scheinen in Baden
vorwiegend zu sein : das griechische Kreuz mit den gleichlangen
Balken und das lateinische Kreuz mit dem hohen Längsbalken.
Die Bearbeitung ist fast immer eine rohe, Verzierungen an
den Kreuzen sind selten . Auch Inschriften und Jahrzahleu
sind nur wenig vorhanden . Was aber die Steine geheimnis¬
voll macht, sie mit Rätseln umgibt, sind die Darstellungen von
Wappen , Werkzeugen und anderen Gegenständen, die sich auf
der Mehrzahl von ihnen eingeritzt, flächig vertieft oder leicht
erhöht finden . Vielfach kommen Pflugsech und Pflugschar vor,
daneben Beil , Hammer und Zange , Spieß , Dolch , Schwert,
der Anker, das Rad , die Kunkel. Noch gelang es nicht , ein¬
wandfrei festzustellen, ob es sich dabei Um Hausmarken , Hand¬
werkszeichen oder Berufsangaben , oder um die Darstellungen
von Mordwerkzeugen handelt .

In zwei große Gruppen lassen sich die Erklärungsversuche
für die Steinkreuze eirrteilen. Manche Forscher sehen in ihnen
Denkmäler aus dem praktischen Leben, vor allem zur Fest¬
legung rechtlicher Zustände und Verhältnisse, nennen sie Grenz¬
kreuze, Marktkreuze , Gerichtskreuze. Andere aber halten sie
für Male aus dem Gefühlsleben unserer Vorfahren , entsprun¬
gen altem Glauben und seinem Kult , beibehalten durch alle
Wandlungen . In Baden ist bisher der Nachweis nicht gelnu -
gen , daß die Steinkreuze als Grenzsteine, Markt - oder Ge¬
richtskreuze gesetzt worden sind . In den wenigen bisher be¬
kannt gewordenen Inschriften erzählen die Kreuze nur von
Mord nnd Unglück/und wir dürfen ihre große Mehrzahl als
Mord - und Unglückskreuze bezeichnen . Das Kreuz sollte die
Vorübergehenden auffordern , für die Seele eines jählings auS
dem Leben Verschiedenen zu beten. Im Falle eines Mordes
gehörte das Steinkreuz als Seelengerät auch zu den Bußen ,
die der Mörder nach den Sühnenberträgen zu leisten hatte . In '

seltenen Fällen mag das Steinkreuz auch Grabstein sein . Aber
es ist nicht nur Sühnedenkmal und Unglückskreuz , es ist auch
Votivstein , wie der Bildstock, sein nächster Verwandter , Aus¬
druck der Frömmigkeit und Gottesgläubigkeit schlechthin.

Bon Jahr zu Jahr nimmt die Zahl dieser alten Flurdrnk -
mäler ab, und soll die Erforschung dieser Denkmäler auch in
Baden noch zu einem geschlossenen Bilde kommen , muß sobald
als möglich eine lückenlose Aufnahme und Erhaltung der Steine
wenigstens in Schrift und Bild einsetzen . Jedes einzelne Kreuz
ist dahei für die Erforschung von Bedeutung . So ergeht denn
die Bitte an jeden badischen Heimatfreund und Wandersmann ,
an diesem Rettungswerke mitzuhelfen . Rasch ist im Vorüber¬
gehen ein solches Kreuz gezeichnet , vermessen und beschrieben ,
wobei ausgenommen werden wollen die jeweilige Höhe (über
dem Boden ) , die Breite und die Stärke des Kreuzes, die Art
des verwendeten Gesteins, die Bearbeitung , etwaige Zeichen
und Inschriften , die Lage , der Flurname , Sagen und volks¬
tümliche Deutungen . Wer aber ein Lichtbild seinen Notizen
beigibt , macht sich obendrein verdient um die Ausgestaltung
des Bildarchivs unseres Vereins ! Jede , auch noch so kleine
Notiz ist erwünscht. Zusendungen werden erbeten an den
Landesverein, )Badische Heimat ", Freiburg i . Br ., Hansjakob-
straße 12, oder an Rentamtmann Max Walter in Amorbach
im Odenwald .

M <Deranzeige
Schopenhauer : Lebenswrrte «nd Lebensfragen. Systema¬

tische Auswahl aus seiner Philosophie von Or. Konrad Pfeiffer .
l304 Seiten . Reclams Univ.-Äibl. Nr . 6827—30. Geheftet
1,60 3VH , Ganzleinenband 2,40 Jttl . ) — Der Herausgeber gibt
zunächst eine klare, allgemeinberständliche Einführung in die
Gedankenwelt des ^ großen Philosophen und in den Aufbau
seines philosophischen Systems . Es folgen dann aus Schopen¬
hauers Werken die grundlegenden Gedanken über die Wissen¬
schaften, die Künste und die Urprobleme der Ethik , die mit
sicheremBlick für das Wesentliche systematisch zusammengestellt
sind.

Leitsckrittens <Dau
Der „Mödediktator ", die .von Freiherr v . Eelking heraus -

gegebene neue Zeitschrift für die , Herrenmode, bringt soeben
als 2 . Heft ihre Frühjährsnummer heraus (Preußische Ver-
lagSanstalt , Berlin SW 68, Ritterstr . 50, Preis 2 Wl ) . ~ Nach¬
dem die Werbenummer bei allen Herren , aber ebenso auch in
allen Fachkreisen die uneingeschränkteste Anerkennung gefun¬
den hat , wird sicherlich auch die 2 . Ausgabe regstem Interesse
begegnen . In dem imponierenden großen Format zeigt der
„Modediktator " alles , was dem Herrn , der Wert auf seine
Kleidung legt , irgendwie interessieren könnte . So erfährt er,
daß neben dem bisher so beliebten Braun als neue Mode¬
farbe Blaugrau für den Frühling und Sommer sehr begehrt
sein wird , daß ferner der einreihig durchgeknöpfte Mantel
nunmehr auch von dem Ausland bei uns übernommen . ist
und daß das farbige Hemd in den nächsten Monaten eine
ganz besondere Rolle spielen wird. In amüsanter Weise be¬
faßt sich der „Modediktator" mit einer amerikanischen Sta¬
tistik der Sakkoknöpfnng. Wie in dem 1 . Heft weist er auch
diesmal wieder auf modische keaux pas hin. Besonders ein-
gehend nimmt er sich auch diesmal wieder aller modischen De¬
tails an , die teilweise in sehr wirkungsvollen farbigen Re¬
produktionen gebracht werde«. In dem reichen Inhalt wechselt, ,vielfarbige , von unseren ersten Herrenmodezeichnern auSge-
führte Modetableaux mit schönen klaren Photographien ab,
die neben Herren der internationalen Gesellschaft auch Pro¬
minente von Bühne und Film zeigen . Es muß wirklich ge¬
sagt werden , daß etwa? Besseres als der „Modediktator" un - '
serer Herrenwelt auf modischem Gebiet nicht zur Verfügung ;
steht, auch das Ausland verfügt nicht über eine ähnliche Pu¬
blikum wie Fachkreise in gleicher Weise interessierende Lev >!
renzeitschrist .



Badischer gentralanzeiger für BeamteAnzeigeblatt für die sozialen und wirtschaftlichen . Bedürfnisse der Beamten / Beilage zur Karlsruher Zeitung . Badischer Staatsanzeiger
- 1- - Organ verschiedener Beamten - Vereinigungen - -Nr 1« © « jag : Erscheint jede« Mittwoch rmb kann «mzel» für 10 Gvldpfennig für jede Ausgabe , monatüch für 60 Goldpfennig zuzüglich Porto dom Verlage Karlsruhe i. B .Karlfriedrichstrahe 14. bezogen werden. 18 . April 1924

Nochmals Personalkragen
im IDerwallungsrst der IKeirbspost

Stellungnahme des Reichspoftminifters, des Berichterstattersund des Organs des RPM — Zur Zeit Unmöglichkeit derDurchführung der Reichstagsentschlietzungen
Die Entscheidung, oh die Reichspostverwaltung Stellenmeh¬rungen und -Umwandlungen im Ergänzungshaushalt für1928 versehe, war bereits in der Sitzung des Arbeitsausschus¬ses des Bevwaltungsrates vom 22. März gefallen . Der HerrReichspoftminister sagte über diesen Gegenstand zu Beginn,der Vollsitzung am 29. März 1938 :
„Die heutige hetzte Verwaltungsratssitzung deS ablaufendenRechnprigsjahres 1927 hat sich bei den Punkten 1 und 2 derTagesordnung mit Haushaltsangelegenheiten zu, . befassen, diehinsichtlich der Planstellenregelung den Ausklaug für das Rech¬nungsjahr 1927 und in der Drucksache Nr . 6 die Grundlgefür das Rechnungsjhr 1928 darstellen.
Sie finden in dem 3. Nachtrag für 1927 die Aufteilung derim 1 . Nachtrag in einem Samrmeltitel bereitgestellten Mittelzur Deckung der Mehrausgaben für 1927 , die sich in derHauptsache aus der Besoldungsneuregelung und den damit zu¬sammenhängenden Änderungen im Planstellenstande ergeben.Diese Planstellen sind fast ganz unverändert übergegangen indie Ergänzung zum Voranschlag für 1928 . Die Verminderungder Stellenzahl im Reichspostministerrum um 68 Stellen isteine Folge der Umorganisation de? RPM . in Verbindung mitder Schaffung des ReichspostzentralamtS . Wir haben mit dergetroffenen Maßnahme einen ernsthaften Schritt getan in derRichtung des Zieles , das in dem Worte „Verwaltungsreform "

zusammengefaßt zu werden pflegt . Mögen die Maßregeln imeinzelnen noch verbesserungs- und abänderungsfähig erschei¬nen , fo werden sie doch als ein bedeutsamer Schritt vorwärtszu bewerten - sein.
Die angegebene Beschränkung in dem Planstellenansatz für1927 und 1928 ist. das Ergebnis langer und schwieriger Ber »hanblungen innerhalb der Reichsregierung und zwischen sämt¬lichen Parteien des Reichstags , an die Regierung und Reichs¬tag gebunden sind. Die Frage , ob in einem Nachtrag für1927 oder im Haushalt für 1928 Stellenhebunyen vorgenom¬men »verden können, und ob AnstellungSstellen geschaffen wer¬den können, mußte nach langen Beratungen leider verneintwerden. Es ist auch erörtert worden, ob, wenn man an einesolche Stellenhebung nicht hevantreten könnte, nicht wenigstensdie zum Besoldungsgesetz gefaßten Entschließungen ausge ».führt werden müßten . Leider haben sich alle Liefe Absichtenals nicht- durchführbar erwiesen. Ich bedaure die gegebeneLage im Interesse meines beteiligten Personals auf daS leb¬hafteste, kann mich aber der Einsicht nicht verschließen, daßunter den gegebenen politischen und parlamentarischen Ver¬hältnissen die Reichsregierung für jetzt davon Abstand neh¬men muß , die Entschließungen zum Besoldungsgesetz in dieTat umzusetzen, weil eine solche Maßnahme in ihren zwangs -läufigen Auswirkungen das Notprogramm , das für die Zeitbis zur Auflösung des Reichstags und zu den Neuwahlen ver¬einbart worden ist, in der Tat ernfchaft gefährden roürde.Die Stellung deS Reichstags zu den Entschließungen zumBesoldungsgesetz ist auch für die Deutsche Reichspost bindend.Es ist daher rechtlich unmöglich, in den Ihnen vorliegendenHaushalten einen anderen Standpunkt einzunehmen . Ich be¬ton« aber mit Nachdruck, daß die Stellung des Reichstagsnicht etwa ein« Ablehnung der Entschließungen zum Besol¬dungsgesetz darstellen soll . Mit der gesamten Reichsregierungbekenne auch ich mich ausdrücklich zu diesen Entschließungen.Ich wiederhol« hier meine bereits im Arbeitsausschuß abge¬gebene Erklärung , daß ich beabsichtige , bei erster gegebenerGelegenheit in der Form eines Nachtrags dem Berwaltungs -rat eirie Vorlage zu unterbreiten, ' die in positiver Form dieFrage lösen und den Beamten das bringen wird , was einÄquivalent für die fehlende Berücksichtigung beim Aufbau derBefoldungsordnuny darstellt."

Die Unmöglichkeit einfehend, daß der Verwaltungsrat nochirgendetwas im Ergänzungshaushalt 1928 zur Besserung derPersonatverhältniffe tun könne , wurde von einigen , dem Ver-wattungsrat als Mitglied angehörenden Beamtenvertretern ,folgende Entschließung eingebracht:
„Der Verwaltungsrat bedauert , daß er es nach Lage der ge¬schaffenen Verhältnisse nicht ermöglichen kannj im Nachtrags-Haushalt 1927 oder Ergänzung ^Haushalt 1928 die notwendigeVerbesserung der Anstellungs - und Beförderungsverhältnissevorzunehmen . Er gibt der Hoffnung Ausdruck, daß der Ver-- waltungsrat sich alsbald in der Lage befinden wird, die Per -/bnalverbältniffe ja bessern und erwartet 'vom Herrn Reichs¬postminister, um Gleichschritt und Ungleichung der Postbeam¬tenschaft an die Beamtenschaft anderer Ressorts zu erzielen,die rechtzeitige Vörlegmrg eines Stachtragshaushalts ."Die Entschließung wurde angenommen.

Der Berichterstatter in der Vollsitzung des Berma -ltungS »rates , Exz. Boden, führte über die Perfonalfragen auS : „Wasbringen dor Nachtrag für 1927 und der Ergänzungsvoranschlagfür 1928 an Strllenansätzen ?"
Die Antwort darauf lautet, - daß der Nachtrag für 1927lediglich in Anwendung der Überlertungsbestirrnnungen , An¬lage 6 zum Besoldungsgesetz, die Übersetzung der am 36. Sep -tenrber 1927 vorhanden gewesenen Planstellen in die Spracheder neuen Befotd-ungsordnirng bringt . Hierüber hinausgehendeStellenvermehrungen oder Stellenumwandlungen sind nicht inihm enthalten ; denn daseinzige , »vorauf man in dieser Hin¬sicht verweisen könnte, die Umwandlung von 261 Stellen vonBeamten der- Gruppe 12 (AmtLgehilfen) in solche der Gruppe11 (Postschaffner) ist ebenfalls nichts andere ? als eine auS derÜberleitung in daS neue Besoldungsgesetz sich ergebende Maß¬nahme.

Vom Ergäuzuugsvora, »schlag für 1928 sodarm ist zu sagen,daß er in allem wesentlichen in - seinem Planstellenansatznur eine Wiedergabe des Planstellenansatzes vom 1 . Oktober1927 darstellt und Änderungen in den Stellen nur insofern
. vorsieht, als sich diese ans der Umorganisation des RPM . inVerbindung .mit der Neuschaffung des ReichLpostzentralamtes .zwingend ergeben. Es handelt sich dabei um dem Wegfall von68 Planstellen best» Reichspoftmirnsterium; die zum Teil 'ganz fvrtfallen , zum größten Teil aber bei der .Betriebsver¬waltung aufgeführt werden — ein Vorgang , auf den ich mirVorbehalten darf , noch später zurückzukommen. Abgesehen also

von dieser Stelleiweränderung , die eine Sache für sich ist, istauch bezüglich der Ergänzung für 1926 festzustellen, daß Stel¬lenvermehrungen und Stellenumwandlungen ebenfalls nichtdarin vorgesehen sind.Wir stehen damit vor der Tatsache, daß die beiden vorlie¬genden Nachträge für 1927 und 1928 weder PNnstellen zurAnstellung anstellungsreifer Diätare enthalten , noch Maßnah¬men vorsehen mit dem Ziele, die zum Besoldungsgesetz an¬genommenen Entschließungen deS Reichstags hinsichtlich derbei der DRP . in Betracht komnrenden Gruppen der Betriebs¬assistenten, Assistenten und Leitungsaufseher durchzuführen .Die Gründe für diese überraschende und für das Personalder Reichspost eine schwere Enttäuschung bedeutende Tatsachehat der Herr Reichspostminister bereits soeben in seinen ein¬leiteichen Worten gekennzeichnet; sie liegen in den Beschlüssen ,die allgemein zu dieser Frage der Stellenaufbefferung imReichstag in den . Verhandlungen zwischen Reichsregierung undden Parteien des Reichstages gefaßt sind und die auch für dieReichspäst bindend sind.
Mesen Standpunkt des Herrn Reichspostministers hat sichauch der Arbeitsausschuß , ich darf sagen nahezu einhellig, zueigen gemacht . Mar» hat im Ausschuß anerkannt , daß dieNichtberikcksichtigung der Hebungswünsche, vor allem aber auchdie völlige Abstandnahine von der Durchführung -der zun» Be¬soldungsgesetz angenommenen Entschließungen des Reichs¬tags in der Tat geeignet sei , die berechtigten Hoffnungen desPersonals sehr zu enttäuschen. Aus dieser Empfindung .her¬aus wurde von einer Seite im Arbeitsausschuß auch dafüreingetreten , daß der Verwaltungsrat von sich aus sich nochentschlösse, im Sinne der Durchführung der Entschließungenzum Besoldungsgesetze Planstellenumwandlungen in de»» Er -

gänzunMioranschlag . vorzunehmen . Zu einem Antrag hat sichaber dieser Wunsch auch im Arbeitsausschuß nicht vc"idichtet ,nachdem die eingehende Aussprache doch »vohl auf allen Seitenhatte erkennen lassen, daß die Festlegungen , wie sie in dieserFrage zwischen der Reichsregieruny und den Regierungspar¬teien nun einmal , vor sich gegangen sind, und wie sie nichtnur vom Herrn Reichspostminister vorgetragen , sondern auchvon verschiedenen, dem Reichstage angehörenden Mitgliederndes Arbeitsausschssues in ihrem wesentlichen Inhalt bestätigtwurden, für die Reichspost und damit auch für den Vevtval-
tungsrat einfach zwingend sind. Es ist ja bekannt , und wirhaben diesen Grundsatz auch schon öfters in derartigen Fra¬gen beachten müssen, daß im Punkte der Stellenvermehrun »
gen und - Umwandlungen der Aufbau des Perfonaletats der
Reichspost sich zu richten nach den Richtlinie«, die im Reichs¬haushalt für die übrigen Berwaltnngen des Reichs ausgestelltsind, und 1>aß es da nicht möglich ist, für die Reichspost etwas
Besonderer zu schaffen , sozusagen außer der Reihe zu tanzen .DaS würde letzten Ende« nur zu Schwierigkeiten führen und
nichts helfen .

Bei dieser Sachlage ist . dem Arbeitsausschuß nur übrig ge¬blieben, unter Respektierung , der negativen Stellungnahme ,wie sie im Reichstag zu diesen Fragen Tatsache geworden ist,sich voll und ganz dem Bedauern des ..Herrn Reichspostminr-sterS darüber awzuschließen, daß damit die Möglichkeit für die
Berücksichtigung der Ausbesserunysrvünsche des Personals mdem berechtigten Rahmen für jetzt entfallen ist , und den Herrn
Reichspostminister nachdrücklich darin zu bestärken, daß er . so¬bald es die Situation im neuen Reichstag gestattet, sieht, ineinem weiteren Nachtrag von 1928 aus diesem Gebiete nachaller Möglichkiet positiv daS nachzuholen, was sich zurzeit nichthat ermöglichen lassen.

Die „Deutsche Berkehrszeitung ", das halbamtliche Organdes RPM ., hat in seiner letzten Nummer zu dem traurigenErgebnis der Verhandlungen des Verwaltungsrates über die
Personalhaushaltsfragen Stellung genommen und dazu im
wesentlichen ausgeführi :

?. Seit der Verabschiedung des Besoldungsgesetzes vom 16. De-' zentber 1927 haben weite Kreise des Personals mit hoffen¬den Augen ans den in Auswirkung des Besoldungsgesetzes auf¬zustellenden Nachtrag für 1927 und auch auf die weitere Per¬sonalhaushaltsgestaltung geblickt. Wir haben seinerzeit an die¬ser Stelle bei einer abschließenden Betrachtung zun» Besol¬dungsgesetz abgeraten , die Hoffung darauf abzustellen, daßder Haushalt nunmehr etwa restlos das würde bringen kön¬nen , tvas an Wünschen bei der Verabschiedung des Besol¬dungsgesetzes von 1927 unerfüllt geblieben ist . Ittrsere Mah¬nung , die aus genauer Kenntnis der parlamentarisch -politischenStimmungen und Machtverhältnisse beruhte , ist von einzelnenFachzeitungen wie eil« unfreundliche Stellungnahme empfun¬den tvorden. Wir halten es aber nach wie vor mit dem
Grundsätze, die Dinge so darzustellrn , wie sie gesehen »verden
müssen, mit» nicht bei den Beamte »: Erwartungei » zu nähren ,wenn nicht sehr triftig « Gründe vorliegen , die die Erfüllungdieser Ertvartungen in erheblichem Umfange sichern . Frö¬lich, das muß zugegeben werden , bleibt das , »vas der Nach¬trag zum Voranschlag für 1927 und die Ergänzung zum Vor¬
anschlag für 1928 bringt , sehr »veit hinter denzemgei» Erkäl¬
tungen zurück , die auf Grund der Stellungnahme des Reichs-
tags bei der Beratung des BesoidungSgesetzes wohl gehegt
»verden durften .

Das RPM . hat eS in der Zeit seit der Verabschiedung des
Besoldungsgesetzes bis in di« letzten Tage vor der Arbeitsaus¬
schußsitzung des Berwaltungsrats nicht an den ernstesten Be¬mühungen fehlen lassen, die Zustimn»« ng der in Betracht kom¬menden Faktoren , sowohl für dir Planstellenbeschafsung wiefür die Durchführung der vo»tstehend angeführte »» Entschlie¬ßungen herbeizufÜhre». Die letzten, auch für die DeutscheReichSpost maßgebenden Entscheidungen sind dann auch erstin der Sitzung des Ausschusses des Reichstags für den Reichs-

. Haushalt an» 23. März gefalle,». Der Herr Reichspostministerhat »n der Sitzung des Arbeitsausschusses am 22. März näherdargelegt, daß und aus welchen Gründen es nicht möglich ge¬wesen sei, die Entschließungen zum Besoldungsgesetz in dem
Nachtrag für 1927 u»»d der Ergänzung für 1928 dnrvUu»
führen .

Durchgeführt ist die Bewilligu »»g der widerrufliche»», nichtruhegehaltsfähigen Zulage von 266 'Ml für die Beamten derGr . A 4 8, bie dauernd im Bezirksausfichtsdienst verwendet
»verden und die Zahlung der Zulage von 186 Ml an Boten¬
meister der Gr . A. 11, soweit die . Zahl .der ihnen unterstelltenKräfte mehr als 18 bettägt . Eine Ausbvmgug von Stellender Givippe A 2 d für Postomtmänner in Stellen von beson¬derer Bedeutung ist entsprechend d« :. ällgemeiuen Mlchnungvon Mehrausätzen im Ergänzungshaushalt für 1928 leidernicht möglich gewesen.

Personalanhangzum Staatsvorauschlag 1928/29
Der Personalanhang zum Staatsvoranschlag für 1928/29 istletzte Woche dem Landtag zugegangen und »vird in diesenTagen beraten . Damit findet die Besoldu»»gsreform iit Badenihre»« endgültigen Abschluß .

Erholungsurlaub her oberen Beamten der ReichsbahnFür das Urlaubsjahr »928 beträgt die Dauer des Erholungs -Urlaube für die plaumäßigen Beamten der
mit einen» Lebensalter

Besoldungsgr . 1
und Beamte mit
Einzelgehältern

. ■ . .

bis zu 30 I .
(Aktersabt. 1 )

28
21

tioi» 30 —40 I . über 40 I .
(Altersabt . 2) (Altersabt . 3)
Kalendertage

33 42
26 35

Maßgebend für die Einreihung ist die Besoldungsgruppe ,nach deren Sätzen der Beamte seine Bezüge erhält .Für außerplanmäßige Beamte , die das 30 . Lebensjahr nochnicht vollendet haben, bettägt die Urlaubsdauer
im 1 . Tienstjahr der außerplanmäßigen Dienstzeit16 Kalendertage ,
i»n 2. Dienstjcchr der außerplanmäßigen Dienstzeit18 Kalendertage ,im 3. Dtenstjahr der außerplanmäßigen Dienstzeit19 Kalendertage .

Außerplanmäßige Beamte , die das 30. Lebensjahr vollendetoder 3 Jahre außerplanmäßige Dienstzeit zurückgelegt haben,erhalten den vollen Erholungsurlaub derjenigen Besoldungs¬gruppe, in der sie beim regelmäßigen Verlauf ihrer Dienst¬laufbahn zuerst planmäßig angestellt werden.Den Reichsbahnbauführern kann ein Urlaub von 14 Kalen¬dertagen gewährt werden.
Stichtage für die Bemessung des Urlaubs ist in allen Fällender erste Urlaubstag .

Der Sparkomrnissar in den Ländern
Die Prüfung der Verwaltungen durch den Reic^ spar.kommissar, die die Länder Württemberg und . Mecklenburg-Schwerin beantragt haben, wird nach Ostern in Angriff ge-noinmen »verden . Die Prüfung Thüringens ist bereits be¬gonnen worden, während die Untersuchung der hessischenVerwaltung in etwa drei Monaten -beendet sein wird . Wi»erinnerlich, ist die Prüfung der thüringischen, württember -gischen nnd mecklenburgischen Verwaltung von den Ländernselbst beantragt worden ; tm Falle der hessischen Verwaltungist der Reichssparkommiffar von einer Kommission beauftragt»uorden, die auf Grund einer Vereinbarung zwischen deinReiche uriü Hessen »Degen der Besatzungsschäden vom Reichs»finalizminister , dem Sparkommissar ur»d dem hessischen Ge¬samtministerium zusammengesetzt worden ist.

Aus Gesetzgebung und Rechtsprechung
Ist eine sachlich falsche Ausübung des Amtes rrchtmäßig ?
8 113 Ms . 1 StGB . : „Wer einem Beamten , welchen zu«Vollstreckung von Gesetzen , von Befehlen und Anordnmigender Verlvaltungsbehörden oder von Urteilen und Verfügungender Gerichte berufen ist, in der rechtmäßigen Ausübung seine-Amtes durch Gewalt oder -durch Bedrohung mit Gewalt Wider,stand leistet, oder »ver einem solchen Beamten während derrechtmäßigen Ausübung seines Amtes tatsächlichangreist , wird. . . . . bestraft ."
Der § 113 StGB , schützt ohne Unterschied jeden Beamten »der im einzelnen Falle , wo ihm Widerstand geleistet wird,durch sein Amt zur Vollstreckung -des Staatswillens berufenist und zu diesem Zrvecke tätig wird (RG « t. 41, 82—85 f. ) . Obfür den Beamten das Recht u»»d die Pflicht zur Bctätigukigkraft staatlicher Autorität jeweilig gegeben ist, hängt häufignicht bloß von den ihn bindenden Vorschriften der Gesetze , Ver.ordi»u, »gei», Geschaftsan-lveisungen oder Dienftbefehle ab, son¬dern kann an das Vorhandensein bestimmter tatsächlicherVoraussetzungen gebunden sein, die er unter eigener Verant¬wortung selbständig zu prüfen und festzustellen hat . Das trifftinsbesondere für die Vollstreckungshandlungen des Gerichtsvoll,ziehers zu. Die Frage , ob ein Gegenstand unpfändbar ist, ober Vermögen des Schuldners ist, ob er in dessen oder in einesDritten Gewahrsam steht, ob die Durchsuchung einer Wohnungoder von-. Behältnissen statthaft ist, läßt sich trotz ihrer recht¬lichen Itatur regelmäßig nur nach den im Einzelfalle vorlie¬genden tatsächlichen Verhältnissen beurteilen ui»d erfordert - -zumal bei undurchsichtiger csachlage — eine nach pflichtrnnhi-gem Ermessen zu tteffende Entschließung des Beantten , ob erdie Vornahme der Vollstteckungshandlüng vermitworten könne,oder ob er von letzterer Abstand nehmen solle . Die staatlicheRechtsordnung würde sich mit sich selbst in Widerspruch setzen,»Venn sie die Vornahme oder den Versuch der Vornahine aussolcher pflichtmäßiger Prüfung und Entschließung beruhenderAmtshandlungen , die das Gesetz den Beamten auferlegt , denener - sich mithin kraft seiner Amtspflicht unterziehen mutz , nichtals rechtinäßige Amtsausübung gelten ließe . Daß das Ergeb¬nis einer Amtsbetätigung sachlich falsch ist, berührt ihreRechtmäßigkeit nicht, vorausgesetzt, daß der Beamte nichtpflichtloidrig handelt (RGSt . 26, 22—26; 38. 373—375) . ESkommt daher vorltegendenfalls für die Rechtmäßigkeit des Vor¬gehens des Gerichtsvollziehers nicht darauf an , ob dieser in derWohnung der Angeklagten eine Pfändung gegen den Voll»

streckungsschutdnerK. vorzunehmen nicht befugt gewesen wäre,weil die Wohnung etwa nach den unter den drei Angeklagtenbestehenden tatsächlichen und rechtlichen Verhältnissen nur alSsolche der angeklagtrn Witlve K. als deS Haushaltungsvorstcm -des zu beurteilen sei. Entscheidendist vielmehr , ob der Gerichts¬vollzieher ohne pflichtwidriges Verschulden die Wohnung fürdie des Schuldners halten konnte und gehalten hat . Das abersteht nach dem Urteile fest und wttd auch von der Revision nichtbeztveifeit. Selbst wenn der Gerichtsvollzieher sich bei der An»ncchme, die Wohnung sei die des Schuldners , geirrt batte ,»vürde er sich in rechtmäßiger Ausübung seines Au»teS befundenhaben .
. IU . Strafsenat . Urteil vom 12. Mai 1927 ; 3 246/27^
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